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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht die federführenden Ausschüsse, den Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten und den Entwicklungsausschuss, folgende Änderungsanträge zu 
berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Gegenparteien sollten im Rahmen 
der Garantie förderfähig sein, wenn sie 
ihre interne Politik entsprechend dem neu 
erlassenen Rechtsrahmen gestalten, um 
zusätzlich zu der Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung auch gegen 
Steuervermeidung vorzugehen, wie dies in 
der Mitteilung der Kommission vom 
21. März 2018 über neue Anforderungen 
gegen Steuervermeidung in 
EU‑Rechtsvorschriften mit Schwerpunkt 
auf Finanzierungs- und 
Investitionstätigkeiten (COM(2018)1756) 
dargelegt wurde;

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Angesichts der Notwendigkeit, in 
Einklang mit den Zusagen der Union zur 
Umsetzung des Übereinkommens von 
Paris und der VN-Ziele für nachhaltige 
Entwicklung dem Klimawandel 
entgegenzuwirken, sollte diese Verordnung 
dazu beitragen, den Klimaschutz in allen 
Politikbereichen der Union durchgängig zu 
berücksichtigen und das allgemeine Ziel zu 
erreichen, dass 25 % der Unionsausgaben 
zur Verwirklichung von Klimazielen 
verwendet werden. Durch die Maßnahmen 

(28) Angesichts der Notwendigkeit, in 
Einklang mit den Zusagen der Union zur 
Umsetzung des Übereinkommens von 
Paris und der Ziele der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung dem 
Klimawandel entgegenzuwirken, sollte 
diese Verordnung dazu beitragen, den 
Klimaschutz in allen Politikbereichen der 
Union durchgängig zu berücksichtigen und 
das allgemeine Ziel zu erreichen, dass 
während des Zeitraums 2021–2027 
mindestens 25 % der Unionsausgaben zur 
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im Rahmen dieser Verordnung sollen 25 % 
der Gesamtfinanzausstattung der 
Verordnung zur Verwirklichung von 
Klimazielen beigetragen werden. 
Einschlägige Maßnahmen werden im Zuge 
der Durchführung dieser Verordnung 
ermittelt, und der im Rahmen dieser 
Verordnung geleistete Gesamtbeitrag sollte 
Gegenstand der einschlägigen 
Evaluierungen und Überprüfungsprozesse 
sein.

Verwirklichung von Klimazielen 
verwendet werden und möglichst bald, 
spätestens jedoch bis 2027 30 %. Durch 
die Maßnahmen im Rahmen dieser 
Verordnung sollen 35 % der 
Gesamtfinanzausstattung der Verordnung 
zur Verwirklichung von Klimazielen 
beigetragen werden. Einschlägige 
Maßnahmen werden im Zuge der 
Durchführung dieser Verordnung ermittelt, 
und der im Rahmen dieser Verordnung 
geleistete Gesamtbeitrag sollte Gegenstand 
der einschlägigen Evaluierungen und 
Überprüfungsprozesse sein.

Begründung

Zur Anpassung an den Wortlaut des Zwischenberichts über den mehrjährigen Finanzrahmen 
(MFR) und die Eigenmittel.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35a) Der EFSD+ beinhaltet eine 
EU-Garantie für staatliche 
Investitionsvorhaben im öffentlichen 
Bereich. Diese EU-Garantie darf nicht 
auf staatliche Investitionsvorhaben 
ausgeweitet werden, die eine Weitergabe 
von Mitteln an die Privatwirtschaft oder 
an bzw. zum Nutzen von Körperschaften 
unterhalb der staatlichen Ebene 
umfassen, die ohne staatliche Garantien 
Zugang zu entsprechenden 
Finanzierungen erhalten können. Um die 
Europäische Investitionsbank bei der 
Planung ihrer Kapazitäten zu 
unterstützen, wird ihr ein garantiertes 
Mindestvolumen dieser staatlichen 
Investitionsvorhaben zugewiesen.
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Die Garantie für Außenmaßnahmen 
sollte auf der Grundlage der bestehenden 
EFSD-Garantie und des bestehenden 
Garantiefonds für Maßnahmen im 
Zusammenhang mit den 
Außenbeziehungen eingerichtet werden. 
Mit der Garantie für Außenmaßnahmen 
sollten durch Haushaltsgarantien 
abgedeckte EFSD+-Maßnahmen, 
Makrofinanzhilfen und Darlehen an 
Drittländer auf der Grundlage des 
Beschlusses 77/270/Euratom des Rates71

unterstützt werden. Diese Maßnahmen 
sollten durch Mittel im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung in Verbindung 
mit Mitteln im Rahmen der Verordnung 
(EU) Nr…/... (IPA III) und der Verordnung 
(EU) Nr. …/… (EINS) unterstützt werden, 
die auch die Dotierung und 
Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit 
Makrofinanzhilfe-Darlehen bzw. die in 
Artikel 10 Absatz 2 der EINS-Verordnung
genannten Darlehen für Drittländer 
abdecken sollten. Bei der Finanzierung von 
EFSD+-Maßnahmen sollten Maßnahmen 
Priorität erhalten, die große Wirkung 
hinsichtlich der Schaffung von 
Arbeitsplätzen haben und deren Kosten-
Nutzen-Verhältnis die Nachhaltigkeit der 
Investitionen verbessert. Für die durch die 
Garantie für Außenmaßnahmen 
unterstützten Maßnahmen sollte 
gegebenenfalls – und in Einklang mit den 
Anforderungen an eine „bessere 
Rechtsetzung“ – eine umfassende Ex-ante-
Bewertung der ökologischen, finanziellen 
und sozialen Aspekte durchgeführt werden. 
Die Garantie für Außenmaßnahmen sollte 
nicht für die Erbringung grundlegender 
öffentlicher Dienstleistungen verwendet 
werden, für die weiterhin die Regierungen 
die Verantwortung tragen.

(36) Die Garantie für Außenmaßnahmen 
sollte auf der Grundlage der bestehenden 
EFSD-Garantie, des Mandats für die 
Darlehenstätigkeit in Drittländern und des 
bestehenden Garantiefonds für 
Maßnahmen im Zusammenhang mit den 
Außenbeziehungen eingerichtet werden. 
Mit der Garantie für Außenmaßnahmen 
sollten durch Haushaltsgarantien 
abgedeckte EFSD+-Maßnahmen, 
Makrofinanzhilfen und Darlehen an 
Drittländer auf der Grundlage des 
Beschlusses 77/270/Euratom des Rates71

unterstützt werden. Diese Maßnahmen 
sollten durch Mittel im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung in Verbindung 
mit Mitteln im Rahmen der Verordnung 
(EU) Nr…/... (IPA III) und der Verordnung 
(EU) Nr. …/… (EINS) unterstützt werden, 
die auch die Dotierung und 
Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit 
Makrofinanzhilfe-Darlehen bzw. die in 
Artikel 10 Absatz 2 der EINS-Verordnung 
genannten Darlehen für Drittländer 
abdecken sollten. Bei der Finanzierung von 
EFSD+-Maßnahmen sollten Maßnahmen 
Priorität erhalten, die große Wirkung 
hinsichtlich der Schaffung von 
Arbeitsplätzen haben und deren Kosten-
Nutzen-Verhältnis die Nachhaltigkeit der 
Investitionen verbessert. Für die durch die 
Garantie für Außenmaßnahmen 
unterstützten Maßnahmen sollte in 
Einklang mit den Anforderungen an eine 
„bessere Rechtsetzung“ eine umfassende 
Ex-ante-Bewertung der ökologischen, 
finanziellen und sozialen Aspekte 
durchgeführt werden. Die Garantie für 
Außenmaßnahmen sollte nicht für die 
Erbringung grundlegender öffentlicher 
Dienstleistungen verwendet werden, für die 
weiterhin die Regierungen die 
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Verantwortung tragen.

__________________ __________________

71 Beschluss 77/270/Euratom des Rates 
vom 29. März 1977 zur Ermächtigung der 
Kommission, im Hinblick auf einen 
Beitrag zur Finanzierung von 
Kernkraftanlagen Euratom-Anleihen 
aufzunehmen (ABl. L 88 vom 6.4.1977, 
S. 9).

71 Beschluss 77/270/Euratom des Rates 
vom 29. März 1977 zur Ermächtigung der 
Kommission, im Hinblick auf einen 
Beitrag zur Finanzierung von 
Kernkraftanlagen Euratom-Anleihen 
aufzunehmen (ABl. L 88 vom 6.4.1977, 
S. 9).

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 44 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(44a) Um einen Beitrag zur 
internationalen Bekämpfung von 
Steuerbetrug, Steuerhinterziehung, 
Betrug, Korruption und Geldwäsche zu 
leisten, sollten alle durch diese 
Verordnung laufenden Finanzierungen 
auf vollständig transparente Weise 
abgewickelt werden. Außerdem sollten die 
förderfähigen Gegenparteien weder 
Aktivitäten unterstützen, die illegalen 
Zwecken dienen, noch sich an einer 
Finanzierung oder Investition mithilfe 
eines Finanzvehikels beteiligen, das sich 
in einem nicht kooperierenden Staat oder 
in einem Steuerparadies befindet. Die 
Gegenseite sollte auch vom Rückgriff auf 
Steuerumgehungs- oder aggressive 
Steuerplanungsmodelle absehen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) „Zusätzlichkeit“ den Grundsatz, 
nach dem sichergestellt sein muss, dass 
die Garantie für Außenmaßnahmen 
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durch Vorhaben, die ohne sie nicht hätten 
durchgeführt werden können oder mit 
denen positive Ergebnisse erzielt werden, 
die über das hinausgehen, was ohne diese 
Unterstützung hätte erreicht werden 
können, zu einer nachhaltigen 
Entwicklung beiträgt. Zusätzlichkeit 
bezeichnet zudem die verstärkte 
Einbeziehung (Crowding‑in) von Mitteln 
der Privatwirtschaft und die Behebung 
von Marktversagen oder suboptimalen
Investitionsbedingungen sowie die 
Verbesserung von Qualität, 
Nachhaltigkeit, Wirkung oder Umfang 
einer Investition. Nach dem Grundsatz 
muss auch sichergestellt sein, dass 
Investitionen und Finanzierungen im 
Rahmen der Garantie für 
Außenmaßnahmen nicht die
Unterstützung eines Mitgliedstaats, 
private Mittel, eine andere finanzielle 
Intervention der Union oder eine andere 
internationale finanzielle Intervention 
ersetzen und andere öffentliche oder 
private Investitionen nicht verdrängen. 
Projekte, die durch die Garantie für 
Außenmaßnahmen gefördert werden, 
weisen üblicherweise ein höheres 
Risikoprofil auf als das 
Investitionsportfolio, das die 
förderfähigen Gegenparteien im Rahmen 
ihrer regulären Investitionsstrategien 
ohne die Garantie für Außenmaßnahmen 
fördern.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Das allgemeine Ziel dieser 
Verordnung besteht darin, die Werte und 
Interessen der Union weltweit zu 
verteidigen und zu fördern, um die Ziele 
und Grundsätze des auswärtigen Handelns 
der Union, wie sie in Artikel 3 Absatz 5, 

1. Das allgemeine Ziel dieser 
Verordnung besteht darin, die Werte, 
Grundsätze und Interessen der Union 
weltweit zu verteidigen und zu fördern, um 
die Ziele und Grundsätze des auswärtigen 
Handelns der Union, wie sie in Artikel 3 
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Artikel 8 und Artikel 21 des Vertrags über 
die Europäische Union niedergelegt sind, 
zu verfolgen.

Absatz 5, Artikel 8 und Artikel 21 des 
Vertrags über die Europäische Union sowie 
Artikel 208 und Artikel 11 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union niedergelegt sind, zu verfolgen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Finanzausstattung für die 
Durchführung dieser Verordnung für den 
Zeitraum 2021-2027 beträgt 
89 200 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen.

1. Die Finanzausstattung für die 
Durchführung dieser Verordnung für den 
Zeitraum 2021–2027 beträgt 
82 451 000 000 EUR zu Preisen von 2018 
(93 154 000 000 EUR zu jeweiligen 
Preisen).

Begründung

Zur Aufstockung der Finanzausstattung des Nachbarschaftsraums Südafrika und 
Subsahara‑Afrika durch zusätzliche 3,5 Mrd. EUR im Einklang mit dem Zwischenbericht über 
den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) und die Eigenmittel.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) 68 000 Mio. EUR für die 
thematischen Programme:

(a) 63 687 Mio. EUR zu Preisen von 
2018 (71 954 Mio. EUR zu jeweiligen 
Preisen) für die geografischen
Programme:
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a – Spiegelstrich 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Nachbarschaft: mindestens 
22 000 Mio. EUR,

– Nachbarschaft: mindestens 
20 572 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(23 243 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen),

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a – Spiegelstrich 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Subsahara-Afrika: mindestens 
32 000 Mio. EUR,

– Subsahara-Afrika: mindestens 
30 723 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(34 712 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen),

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a – Spiegelstrich 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Asien und pazifischer Raum: 
10 000 Mio. EUR,

– Asien und pazifischer Raum: 
8 851 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(10 000 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen),

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a – Spiegelstrich 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Nord- und Südamerika und 
karibischer Raum: 4 000 Mio. EUR,

– Nord- und Südamerika und 
karibischer Raum: 3 540 Mio. EUR zu 
Preisen von 2018 (4 000 Mio. EUR zu 
jeweiligen Preisen),
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Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) 7 000 Mio. EUR für die 
thematischen Programme:

(b) 6 196 Mio. EUR zu Preisen von 
2018 (7 000 Mio. EUR zu jeweiligen 
Preisen) für die thematischen Programme:

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b – Spiegelstrich 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Menschenrechte und Demokratie: 
1 500 Mio. EUR,

– Menschenrechte und Demokratie: 
1 328 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(1 500 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen),

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b – Spiegelstrich 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Organisationen der 
Zivilgesellschaft: 1 500 Mio. EUR,

– Organisationen der 
Zivilgesellschaft: 1 328 Mio. EUR zu 
Preisen von 2018 (1 500 Mio. EUR zu 
jeweiligen Preisen),

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b – Spiegelstrich 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Stabilität und Frieden: 
1 000 Mio. EUR,

– Stabilität und Frieden: 
886 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(1 000 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen),
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Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b – Spiegelstrich 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Globale Herausforderungen: 
3 000 Mio. EUR,

– Globale Herausforderungen: 
2 656 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(3 000 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen),

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ba) Gleichstellung der Geschlechter 
und Teilhabe von Frauen : 
1 062 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(1 200 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen),

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Krisenreaktionsmaßnahmen: 
4 000 Mio. EUR

(c) Krisenreaktionsmaßnahmen: 
3 540 Mio. EUR zu Preisen von 2018 
(4 000 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen)

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Durch das mit 10 200 Mio. EUR 
ausgestattete Flexibilitätspolster für neue 
Herausforderungen und Prioritäten werden 
die in Absatz 2 genannten Beträge in 
Einklang mit Artikel 15 aufgestockt.

3. Durch das mit 7 966 Mio. EUR zu 
Preisen von 2018 (9 000 Mio. EUR zu 
jeweiligen Preisen) ausgestattete 
Flexibilitätspolster für neue 
Herausforderungen und Prioritäten werden 
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die in Absatz 2 genannten Beträge in 
Einklang mit Artikel 15 aufgestockt.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die jährlichen Mittel werden vom 
Europäischen Parlament und vom Rat in 
den Grenzen des mehrjährigen 
Finanzrahmens während des 
Haushaltsverfahrens bewilligt, nachdem 
sich die Organe auf die Prioritäten 
geeinigt haben. 

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission nimmt die 
Mehrjahresrichtprogramme nach den 
Artikeln 12 und 13 im Wege von 
Durchführungsrechtsakten an. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 35 Absatz 2 genannten 
Prüfverfahren erlassen. Dieses Verfahren 
gilt auch für Überprüfungen nach den 
Absätzen 3, 4 und 5 des vorliegenden 
Artikels, wenn sie erhebliche Änderungen 
des Inhalts der 
Mehrjahresrichtprogramme zur Folge 
haben.

1. Die Kommission nimmt die 
Mehrjahresrichtprogramme nach den 
Artikeln 12 und 13 im Wege von 
delegierten Rechtsakten an.
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Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Mehrjahresrichtprogramme für 
geografische Programme werden — wenn
für eine wirksame Umsetzung erforderlich
— überprüft, insbesondere wenn sich der 
in Artikel 7 genannte Politikrahmen 
inhaltlich geändert hat oder wenn eine 
Krisen- oder Nachkrisensituation vorliegt.

3. Die Mehrjahresrichtprogramme für 
geografische Programme werden zur 
Halbzeit und, falls für eine wirksame 
Umsetzung erforderlich, zu jedem 
beliebigen sonstigen Zeitpunkt überprüft, 
insbesondere wenn sich der in Artikel 7 
genannte Politikrahmen inhaltlich geändert 
hat oder wenn eine Krisen- oder 
Nachkrisensituation vorliegt.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Über die Verwendung dieser Mittel 
wird nach den Verfahren der Artikel 14 
und 21 entschieden.

2. Über die geografische oder 
thematische Zuweisung dieser Mittel wird
im Rahmen des jährlichen 
Haushaltsverfahrens oder der 
Mittelübertragungen und nach den 
Verfahren der Artikel 14 und 21 
entschieden.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Aktionspläne und 
Maßnahmen werden im Wege von 
Durchführungsrechtsakten angenommen, 
welche gemäß dem in Artikel 35 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen 
werden.

1. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, im Wege von delegierten 
Rechtsakten gemäß Artikel 34 
Aktionspläne und Maßnahmen 
anzunehmen.
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Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 2 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Aktionspläne und Maßnahmen – mit 
Ausnahme außerordentlicher 
Hilfsmaßnahmen – und technische 
Änderungen, die gemäß diesem Absatz 
angenommen werden, werden innerhalb 
eines Monats nach ihrer Annahme über 
den in Artikel 35 genannten Ausschuss 
dem Europäischen Parlament und den 
Mitgliedstaaten mitgeteilt.

entfällt

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 3 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Vor der Annahme oder 
Verlängerung von außerordentlichen 
Hilfsmaßnahmen in Höhe von nicht mehr 
als 20 Mio. EUR unterrichtet die 
Kommission den Rat über ihre Art und ihre 
Ziele und über die vorgesehenen 
Finanzmittel. Die Kommission unterrichtet 
den Rat, bevor sie wichtige materielle 
Änderungen an bereits beschlossenen 
außerordentlichen Hilfsmaßnahmen 
vornimmt. Im Interesse der Kohärenz des 
auswärtigen Handelns der Union trägt die 
Kommission dem einschlägigen politischen 
Konzept des Rates bei der Planung und der 
anschließenden Durchführung dieser 
Maßnahmen Rechnung.

3. Vor der Annahme oder 
Verlängerung von außerordentlichen 
Hilfsmaßnahmen in Höhe von nicht mehr 
als 20 Mio. EUR unterrichtet die 
Kommission den Rat und das Europäische 
Parlament über ihre Art und ihre Ziele und 
über die vorgesehenen Finanzmittel. Die 
Kommission unterrichtet den Rat und das 
Europäische Parlament, bevor sie 
wichtige materielle Änderungen an bereits 
beschlossenen außerordentlichen 
Hilfsmaßnahmen vornimmt. Im Interesse 
der Kohärenz des auswärtigen Handelns 
der Union trägt die Kommission dem 
einschlägigen politischen Konzept des 
Rates und des Europäischen Parlaments
bei der Planung und der anschließenden 
Durchführung dieser Maßnahmen 
Rechnung.
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Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 3 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission unterrichtet das 
Europäische Parlament ordnungsgemäß 
und rechtzeitig über die Planung und 
Durchführung der außerordentlichen 
Hilfsmaßnahmen nach diesem Artikel, 
einschließlich der in Betracht gezogenen 
finanziellen Beträge, und sie unterrichtet 
das Europäische Parlament auch über 
substanzielle Änderungen oder 
Verlängerungen dieser Hilfe.

entfällt

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 25 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Im Einklang mit Artikel 12 Absatz 6 der 
Haushaltsordnung informiert die 
Kommission das Europäische Parlament 
und den Rat über die übertragenen Mittel 
für Verpflichtungen.

Im Einklang mit Artikel 12 Absatz 6 der 
Haushaltsordnung legt die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat
Informationen über die Mittel vor, die 
automatisch übertragen wurden, und 
nennt dabei unter anderem die 
entsprechenden Beträge.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Finanzausstattung nach 
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a dient der 
Finanzierung des Europäischen Fonds 
für nachhaltige Entwicklung plus 
(EFSD+) und der Garantie für 
Außenmaßnahmen.

1. Der Europäische Fonds für 
nachhaltige Entwicklung plus (EFSD+) 
und die Garantie für Außenmaßnahmen 
werden über die Finanzausstattung für 
geografische Programme nach Artikel 6 
Absatz 2 Buchstabe a finanziert. Dies geht 
jedoch nicht zu Lasten anderer 
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Maßnahmen, die im Rahmen der 
geografischen Programme finanziert 
werden.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Zweck des EFSD+ als integriertes 
Finanzpaket, über das 
Finanzierungsmöglichkeiten gemäß den in 
Artikel 23 Absatz 1 Buchstaben a, e, f und 
g vorgesehenen Haushaltsvollzugsarten
bereitgestellt werden, besteht in der 
Unterstützung von Investitionen und der 
Verbesserung des Zugangs zu 
Finanzmitteln, um eine nachhaltige und 
inklusive wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung sowie die sozioökonomische 
Resilienz in den Partnerländern unter 
besonderer Berücksichtigung folgender 
Aspekte gemäß den einschlägigen 
indikativen 
Programmplanungsdokumenten zu 
fördern: Beseitigung der Armut, 
nachhaltiges und inklusives Wachstum, 
Schaffung menschenwürdiger 
Arbeitsplätze, wirtschaftliche Chancen, 
Kompetenzen und unternehmerische 
Initiative, sozioökonomische Sektoren, 
Kleinstunternehmen und kleine und 
mittlere Unternehmen sowie spezifische 
sozioökonomische Ursachen der
irregulären Migration. Besondere 
Aufmerksamkeit gilt Ländern, die von 
einer fragilen Situation oder einem 
Konflikt betroffen sind, den am wenigsten 
entwickelten Ländern und den 
hochverschuldeten armen Ländern.

Der Zweck des EFSD+ als integriertes 
Finanzpaket, über das 
Finanzierungsmöglichkeiten in Form von 
Finanzhilfen, Garantien und anderen 
Finanzierungsinstrumenten gemäß 
Artikel 23 Absatz 1 bereitgestellt werden, 
besteht in der Unterstützung von 
Investitionen und der Verbesserung des 
Zugangs zu Finanzmitteln, um eine 
nachhaltige und inklusive wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung sowie die 
sozioökonomische Resilienz von
Partnerländern unter besonderer 
Berücksichtigung folgender Aspekte zu 
fördern: Beseitigung der Armut, 
nachhaltiges und inklusives Wachstum, 
Schaffung menschenwürdiger 
Arbeitsplätze, wirtschaftliche Chancen, 
Kompetenzen und unternehmerische 
Initiative, sozioökonomische Bereiche, 
Kleinstunternehmen und kleine und 
mittlere Unternehmen sowie spezifische 
Ursachen der Migration, 
Klimaschutzmaßnahmen, Umweltschutz 
und ‑management, Maximierung der 
Zusätzlichkeit, Bereitstellung innovativer 
Produkte und Einbeziehung von Mitteln 
der Privatwirtschaft. 30 % der 
Finanzmittel werden nach und nach für 
Investitionen aufgewendet, mit denen zum 
Klimaschutz, zur Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen und zur 
Ressourceneffizienz beigetragen wird. Im 
Einklang mit den Prioritäten der EU in 
den Bereichen auswärtiges Handeln und 
Entwicklung ist für eine ausgewogene 
geografische Verteilung zu sorgen. 
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Besondere Aufmerksamkeit gilt Ländern, 
die von einer fragilen Situation oder einem 
Konflikt betroffen sind, den am wenigsten 
entwickelten Ländern und den 
hochverschuldeten armen Ländern.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Dotierungsquote liegt je nach 
Art der Maßnahmen zwischen 9 % und 
50 %.

4. Die Dotierungsquote liegt je nach 
Art der Maßnahmen zwischen 9 % und 
50 %. Durch die Einrichtung einer 
speziellen Haushaltslinie im Rahmen des 
jährlichen Haushaltsverfahrens oder 
durch eine Mittelübertragung werden 
Rückstellungen in Höhe von maximal 
10 Mrd. EUR aus dem Unionshaushalt 
vorgenommen. Der Kommission wird die 
Befugnis übertragen, gemäß Artikel 34 
bei Bedarf delegierte Rechtsakte zur 
Änderung dieses Höchstbetrags zu 
erlassen.

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 4 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Dotierungsquoten werden alle drei
Jahre ab dem in Artikel 40 festgelegten 
Geltungsbeginn dieser Verordnung 
überprüft. Der Kommission wird die 
Befugnis übertragen, gemäß Artikel 34 
delegierte Rechtsakte zur Ergänzung oder 
Änderung dieser Quoten zu erlassen.

Die Dotierungsquoten werden alle zwei
Jahre ab dem in Artikel 40 festgelegten 
Geltungsbeginn dieser Verordnung 
überprüft. Der Kommission wird die 
Befugnis übertragen, gemäß Artikel 34 
delegierte Rechtsakte zur Ergänzung oder 
Änderung dieser Quoten und der 
entsprechenden Beträge zu erlassen.
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Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Gewährung der Garantie für 
Außenmaßnahmen erfolgt vorbehaltlich 
des Abschlusses der jeweiligen EFSD-
Garantievereinbarung zwischen der 
Kommission, die im Namen der Union 
handelt, und der förderfähigen 
Gegenpartei.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Durch die Garantie für 
Außenmaßnahmen werden Finanzierungen 
und Investitionen unterstützt, die die 
Bedingungen gemäß Artikel 209 Absatz 2 
Buchstaben a bis c der Haushaltsordnung 
erfüllen und die 

2. Mit der Garantie für 
Außenmaßnahmen werden Finanzierungen 
und Investitionen unterstützt, mit denen 
Marktversagen oder suboptimale 
Investitionsbedingungen behoben werden. 
Die Maßnahmen müssen auch die 
Bedingungen gemäß Artikel 209 Absatz 2 
Buchstaben a bis c der Haushaltsordnung 
erfüllen und

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(aa) für Zusätzlichkeit sorgen;
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Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ca) auf Bereiche mit eindeutigem 
Marktversagen ausgerichtet sind, privates 
Kapital zur Schließung von 
Investitionslücken bereitstellen und sich 
auf Risikobereiche konzentrieren, in 
denen keine rein privaten Investitionen 
angezogen werden;

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 5 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die förderfähigen Gegenparteien 
halten die Bestimmungen und 
Bedingungen des Artikels 62 Absatz 2 
Buchstabe c der Haushaltsordnung ein. Bei 
privatrechtlichen Einrichtungen eines 
Mitgliedstaats oder eines Drittlandes, die 
gemäß Artikel 28 einen Beitrag zur 
Garantie für Außenmaßnahmen geleistet 
haben, werden diejenigen Einrichtungen 
bevorzugt, die Informationen im 
Zusammenhang mit ökologischen, sozialen 
und Corporate-Governance-Kriterien 
offenlegen.

5. Die förderfähigen Gegenparteien 
halten die Bestimmungen und 
Bedingungen des Artikels 62 Absatz 2 
Buchstabe c der Haushaltsordnung ein. Bei 
privatrechtlichen Einrichtungen eines 
Mitgliedstaats oder eines Drittlandes, die 
gemäß Artikel 28 einen Beitrag zur 
Garantie für Außenmaßnahmen geleistet 
haben, werden diejenigen Einrichtungen 
bevorzugt, die Informationen im 
Zusammenhang mit ökologischen, 
sozialen, steuerlichen und Corporate-
Governance-Kriterien offenlegen.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5a. Das Europäische Parlament und 
der Rat können förderfähige 
Gegenparteien zu einer Aussprache über 
die Finanzierungen und Investitionen 
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gemäß dieser Verordnung einladen.

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 27a

Lenkung und Struktur des EFSD+

1. Der EFSD setzt sich aus 
regionalen Investitionsplattformen 
zusammen, die auf Grundlage der 
Arbeitsmethoden, Verfahren und 
Strukturen der bestehenden 
Mischfinanzierungsfazilitäten der Union 
für den Außenbereich, die ihre 
Mischfinanzierungen mit den unter die 
Garantie für Außenmaßnahmen fallenden 
Maßnahmen im Rahmen des EFSD+ 
kombinieren können, geschaffen werden.

2. Die Kommission ist für die 
allgemeine Verwaltung des EFSD+ und 
der Garantie für Außenmaßnahmen 
zuständig. Sie wird jedoch nicht danach 
streben, darüber hinaus allgemeine 
Bankgeschäfte durchzuführen. Die 
Kommission unterrichtet das Europäische 
Parlament regelmäßig, um für die 
höchsten Standards in den Bereichen 
Transparenz und finanzielle 
Rechenschaftspflicht zu sorgen.

3. Bei der Verwaltung des EFSD+ 
wird die Kommission von einem 
Strategieausschuss beraten; hiervon 
ausgenommen sind Maßnahmen im 
Rahmen der EU-Erweiterungspolitik, die 
aus dem [IPA III] finanziert werden und 
für die der Strategieausschuss des 
Investitionsrahmens für den westlichen 
Balkan (WBIF) zuständig sein wird. Die 
Kommission arbeitet bezüglich der 
operativen Verwaltung der Garantie für 
Außenmaßnahmen zudem eng mit allen 
förderfähigen Gegenparteien zusammen. 
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Dazu wird eine technische Arbeitsgruppe 
eingerichtet, die sich aus 
Sachverständigen der Kommission und 
der förderfähigen Gegenparteien 
zusammensetzt und die Risiken sowie die 
damit zusammenhängenden Preise 
bewertet.

4. Der Strategieausschuss berät die 
Kommission zu der strategischen 
Ausrichtung und den Prioritäten der 
unter die Garantie für Außenmaßnahmen 
fallenden Investitionen im Rahmen des 
EFSD+ und leistet einen Beitrag zu ihrer 
Ausrichtung auf die Leitgrundsätze und 
wichtigsten Ziele des Handelns der Union 
in den Bereichen Außenpolitik, 
Entwicklungspolitik und Europäische 
Nachbarschaftspolitik, sowie auf die Ziele 
des Artikels 3 dieser Verordnung und den 
Zweck des EFSD+ nach Artikel 26. Er 
unterstützt die Kommission außerdem bei 
der Festlegung der übergeordneten 
Investitionsziele bei der Verwendung der 
Garantie für Außenmaßnahmen zur 
Unterstützung von EFSD+-Maßnahmen 
und überwacht die angemessene und 
diversifizierte geografische und 
thematische Abdeckung der 
Investitionsfenster.

5. Der Strategieausschuss unterstützt 
ferner die allgemeine Koordinierung, 
Komplementarität und Kohärenz 
zwischen den regionalen 
Investitionsplattformen, zwischen den drei 
Säulen des Europäischen 
Investitionsplans, zwischen dem 
Europäischen Investitionsplan und den 
sonstigen Anstrengungen der Union im 
Bereich der Migration und der 
Umsetzung der Agenda 2030 sowie mit 
anderen in dieser Verordnung 
vorgesehenen Programmen.

6. Der Strategieausschuss setzt sich 
aus Vertretern der Kommission und des 
Hohen Vertreters, aller Mitgliedstaaten 
und der Europäischen Investitionsbank 
zusammen. Das Europäische Parlament 
erhält Beobachterstatus. 
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Beitragleistenden Parteien, förderfähigen 
Gegenparteien, Partnerländern, 
einschlägigen regionalen Organisationen 
und anderen Interessenträgern kann 
gegebenenfalls Beobachterstatus 
eingeräumt werden. Der 
Strategieausschuss wird vor der 
Aufnahme eines neuen Beobachters 
konsultiert. Der Vorsitz des 
Strategieausschusses wird von der 
Kommission und dem Hohen Vertreter 
gemeinsam geführt.

7. Der Strategieausschuss tritt 
mindestens zwei Mal im Jahr zusammen 
und nimmt Stellungnahmen nach
Möglichkeit im Konsens an. Weitere 
Sitzungen können zu jeder Zeit vom 
Vorsitz oder auf Antrag eines Drittels der 
Ausschussmitglieder anberaumt werden. 
Kann kein Konsens erzielt werden, so 
finden die Stimmrechte Anwendung, die 
in der ersten Sitzung des 
Strategieausschusses vereinbart und in 
der Geschäftsordnung festgeschrieben 
wurden. Diese Stimmrechte tragen der 
Finanzierungsquelle gebührend 
Rechnung. In der Geschäftsordnung wird 
der Rahmen für die Rolle der Beobachter 
festgelegt. Die Protokolle und 
Tagesordnungen der Sitzungen des 
Strategieausschusses werden nach ihrer 
Annahme veröffentlicht.

8. Die Kommission erstattet dem 
Strategieausschuss jährlich Bericht über 
die Fortschritte bei der Durchführung des 
EFSD+. Ergänzend dazu berichtet der 
Strategieausschuss des WBIF über die 
Fortschritte bei der Umsetzung des 
Garantieinstruments für die 
Erweiterungsregion. Der 
Strategieausschuss organisiert regelmäßig 
eine Konsultation einschlägiger 
Interessenträger über die strategische 
Ausrichtung und Durchführung des
EFSD+.

9. Ungeachtet der Beteiligung zweier 
Strategieausschüsse bedarf es eines 
einzigen, einheitlichen Rahmens für das 
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Risikomanagement beim EFSD+.

10. Die Exekutivausschüsse der 
regionalen Investitionsplattformen 
unterstützen die Kommission auf der 
Ebene der Umsetzung dabei, regionale 
und branchenspezifische Investitionsziele 
sowie regionale, branchenbezogene und 
thematische Investitionsfenster 
festzulegen, und geben Stellungnahmen 
zu Mischfinanzierungen und zur 
Verwendung der Garantie für 
Außenmaßnahmen zur Abdeckung von 
EFSD+-Maßnahmen ab.

Begründung

Anhang VI zur Lenkung und Struktur des EFSD+ wird in den Hauptteil der Verordnung 
verschoben.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 27 b

Die Europäische Investitionsbank-Gruppe

a) beteiligt sich gemeinsam mit anderen 
europäischen Finanzinstitutionen am 
Risikomanagement des EFSD+, wobei die 
Vermeidung möglicher 
Interessenkonflikte gebührend zu 
berücksichtigen ist;

b) führt im Einklang mit den Verfahren 
der Kapitel 1 und 3 dieses Titels 
ausschließlich den Teil eines 
Investitionsfensters aus, der Staatskredite 
abdeckt, für die mindestens 
1 Milliarde EUR aus der 
Finanzausstattung der geografischen 
Programme bereitgestellt werden;

c) ist eine förderfähige Gegenpartei für 
Umsetzungstätigkeiten im Rahmen 
anderer Investitionsfenster.
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Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 1 – Unterabsatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Auf Antrag der Mitgliedstaaten können 
deren Beiträge für die Einleitung von 
Maßnahmen in bestimmten Regionen, 
Ländern oder Sektoren oder im Rahmen 
vorhandener Investitionsfenster 
zweckgebunden werden.

Auf Antrag der Mitgliedstaaten kann in 
Betracht gezogen werden, dass ihre
Beiträge für die Einleitung von 
Maßnahmen in bestimmten Regionen, 
Ländern oder Sektoren oder im Rahmen 
vorhandener Investitionsfenster 
zweckgebunden werden.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 29 – Absatz 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8a. Entsteht der Kommission oder den 
förderfähigen Gegenparteien bei der 
Vorbereitung, der Durchführung oder 
dem Abschluss einer Finanzierung oder 
Investition, die unter diese Verordnung 
fällt, ein begründeter Verdacht auf 
Betrug, Korruption, Geldwäsche oder 
sonstige rechtswidrige Handlungen, die 
die finanziellen Interessen der Union 
beeinträchtigen können, unterrichten sie 
umgehend das OLAF. Die Kommission 
oder die förderfähigen Gegenparteien 
stellen dem OLAF alle notwendigen 
Informationen zur Verfügung, damit es 
eine umfassende und gründliche 
Untersuchung durchführen kann.
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Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 30a

Ausgeschlossene Tätigkeiten und 
kooperationsunwillige Länder und 

Gebiete

1. Im Rahmen ihrer Finanzierungen 
und Investitionen halten die 
förderfähigen Gegenparteien das geltende 
Unionsrecht sowie die auf internationaler 
Ebene und auf Unionsebene vereinbarten 
Normen ein und unterstützen daher im 
Rahmen dieser Verordnung keine 
Vorhaben, mit denen zu Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung, 
Steuervermeidung, Steuerbetrug und 
Steuerhinterziehung beigetragen wird. 
Darüber hinaus gehen die förderfähigen 
Gegenparteien weder neue Geschäfte ein 
noch erneuert sie bestehende Geschäfte 
mit Einrichtungen, die in Ländern oder 
Gebieten registriert oder niedergelassen 
sind, die im Rahmen der einschlägigen 
Politik der Union als nicht kooperative 
Länder oder Gebiete oder gemäß Artikel 9 
Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/849 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
als Drittländer mit hohem Risiko gelten 
oder die auf Unionsebene oder auf 
internationaler Ebene vereinbarte 
Steuernormen und Standards für 
Transparenz und Informationsaustausch 
nicht einhalten. Die förderfähigen 
Gegenparteien dürfen nur dann von
diesem Grundsatz abweichen, wenn ein 
Vorhaben in einem dieser Länder oder 
Gebiete physisch umgesetzt wird und es 
keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass der 
jeweilige Vorgang unter eine der in 
Unterabsatz 1 aufgeführten Kategorien 
fällt. Beim Abschluss von 
Vereinbarungen mit Finanzintermediären 
übernehmen die förderfähigen 
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Gegenparteien die in diesem Artikel 
genannten Anforderungen in die 
jeweiligen Vereinbarungen und fordern 
die Finanzintermediäre auf, über ihre 
Einhaltung Bericht zu erstatten.

2. Im Rahmen ihrer Finanzierungen 
und Investitionen wenden die 
förderfähigen Gegenparteien die 
Grundsätze und Standards an, die im 
Unionsrecht zur Verhinderung der 
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke 
der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung und 
insbesondere in der
Verordnung (EU) 2015/847 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
und der Richtlinie (EU) 2015/849 
festgelegt sind. Die förderfähigen 
Gegenparteien machen sowohl die 
Direktfinanzierung als auch die 
Finanzierung über Finanzintermediäre 
im Rahmen dieser Verordnung von der 
Offenlegung der Informationen über den 
wirtschaftlichen Eigentümer gemäß der 
Richtlinie (EU) 2015/849 abhängig und 
veröffentlichen gemäß Artikel 89 Absatz 1 
der Richtlinie 2013/36/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
länderspezifische Daten.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 30b

Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

Mit Blick auf mögliche Missstände 
zulasten Dritter in Partnerländern, 
einschließlich Gemeinschaften und 
Einzelpersonen, die von durch den 
EFSD+ und die Garantie für 
Außenmaßnahmen unterstützten 
Projekten betroffen sind, veröffentlichen 
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die Kommission und die Delegationen der 
Europäischen Union auf ihren Websites 
direkte Verweise auf 
Beschwerdeverfahren der einschlägigen 
Gegenparteien, die Vereinbarungen mit 
der Kommission getroffen haben. Ferner 
bietet die Kommission die Möglichkeit, 
Beschwerden über die Behandlung von 
Missständen durch förderfähige 
Gegenparteien direkt entgegenzunehmen. 
Die Kommission berücksichtigt diese 
Informationen mit Blick auf eine künftige 
Zusammenarbeit mit diesen 
Gegenparteien.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Der im Jahr 2021 erstellte 
Jahresbericht enthält konsolidierte 
Informationen aus den Jahresberichten 
des Zeitraums 2014 bis 2020 über 
sämtliche Finanzierungen im Rahmen 
der in Artikel 40 Absatz 2 genannten 
Verordnungen, darunter externe 
zweckgebundene Einnahmen und
Beiträge zu Treuhandfonds, sowie eine 
Aufschlüsselung der Ausgaben nach 
Ländern, Einsatz von 
Finanzierungsinstrumenten, 
Verpflichtungen und Zahlungen. In den 
Bericht fließen die wichtigsten 
Erkenntnisse und die Folgemaßnahmen 
ein, die aufgrund der Empfehlungen der 
externen Evaluierungen der 
vorangegangenen Jahre getroffen 
wurden.

6. Die Kommission legt dem 
Europäischen Parlament zudem einen 
Jahresbericht über die durch die Garantie 
für Außenmaßnahmen abgedeckten 
Finanzierungen und Investitionen vor. 
Der Bericht wird veröffentlicht. Er enthält

(a) eine Bewertung der Ergebnisse, 
die zu dem Zweck und den Zielen dieser 
Verordnung beitragen,

(b) eine Beurteilung der laufenden, 
durch die Garantie für 
Außenmaßnahmen abgedeckten 
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Finanzierungen und Investitionen auf 
Ebene der einzelnen Branchen, Länder 
und Regionen sowie eine Beurteilung 
ihrer Übereinstimmung mit dieser 
Verordnung, einschließlich der 
Maßnahmen zur Minderung von Risiken 
und ihrer Auswirkungen auf die 
finanzielle und wirtschaftliche Stabilität 
der Partner,

(c) eine Beurteilung der 
Zusätzlichkeit und des Mehrwerts, der 
Mobilisierung von Mitteln der 
Privatwirtschaft, der geschätzten und 
tatsächlichen Ergebnisse sowie der 
Effekte und Auswirkungen der durch die 
Garantie für Außenmaßnahmen 
abgedeckten Finanzierungen und 
Investitionen in aggregierter Form, 
einschließlich der Auswirkungen auf die 
Schaffung menschenwürdiger 
Arbeitsplätze, die Beseitigung der Armut 
und die Art und Weise, wie die Ursachen 
der Migration bekämpft werden, wobei die 
Beurteilung eine geschlechtsspezifische 
Analyse der abgedeckten Vorhaben 
enthält, die nach Möglichkeit auf 
Nachweisen und auf nach Geschlechtern 
aufgeschlüsselten Daten beruht,

(d) eine Beurteilung, inwieweit die 
Anforderungen an den Einsatz der 
Garantie für Außenmaßnahmen erfüllt 
und die für jeden eingereichten Vorschlag 
festgelegten zentralen 
Leistungsindikatoren erreicht wurden;

(e) eine Beurteilung der 
Hebelwirkung, die mit den 
Finanzierungen erzielt wird, die durch 
den EFSD+ und die Garantie für 
Außenmaßnahmen abgedeckt sind,

(f) Angaben zu dem finanziellen 
Betrag, der an die Begünstigten 
weitergegeben wurde, und eine 
Bewertung der Finanzierungen und 
Investitionen jeder förderfähigen 
Gegenpartei in aggregierter Form,

(g) eine Beurteilung der 
Zusätzlichkeit und des Mehrwerts der 
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Finanzierungen und Investitionen der 
förderfähigen Gegenparteien sowie der 
mit diesen Maßnahmen verbundenen 
aggregierten Risiken,

(h) ausführliche Informationen zu 
Inanspruchnahmen der Garantie für 
Außenmaßnahmen, Verlusten, Erträgen, 
eingezogenen Beträgen und sonstigen 
eingegangenen Zahlungen sowie zum 
Gesamtrisiko;

(i) von einem unabhängigen externen 
Prüfer geprüfte Finanzberichte über die 
unter diese Verordnung fallenden 
Finanzierungen und Investitionen der 
förderfähigen Gegenparteien,

(j) eine Beurteilung der Synergien 
und der Komplementarität zwischen den 
von der Garantie für Außenmaßnahmen 
abgedeckten Vorhaben sowie der zweiten 
und dritten Säule des Europäischen 
Investitionsplans, auf der Grundlage 
vorhandener einschlägiger Berichte, 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Fortschritte bei der verantwortungsvollen 
Regierungsführung, einschließlich der 
Bekämpfung der Korruption und illegaler 
Finanzströme, der Achtung der 
Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit 
und der geschlechtergerechten Politik 
sowie der Förderung der 
unternehmerischen Innovation, des 
lokalen Unternehmensumfelds und der 
lokalen Finanzmärkte,

(k) eine Beurteilung der Einhaltung 
der international vereinbarten Grundsätze 
der Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit bei den von 
der EFSD-Garantie abgedeckten 
Maßnahmen,

(l) eine Bewertung der Vergütung der 
Garantien,

(m) eine Beurteilung der Umsetzung 
der Bestimmungen über ausgeschlossene 
Tätigkeiten und kooperationsunwillige 
Länder und Gebiete.
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In den Bericht fließen die wichtigsten 
Erkenntnisse und die Folgemaßnahmen 
ein, die aufgrund der Empfehlungen der
unabhängigen externen Evaluierungen 
der vorangegangenen Jahre getroffen 
wurden.

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 32 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Evaluierung Halbzeitbewertung und Evaluierung

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 32 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Eine Zwischenevaluierung dieser 
Verordnung erfolgt, sobald ausreichende
Informationen über ihre Durchführung 
vorliegen, spätestens aber vier Jahre nach 
Beginn der Umsetzung des Instruments.

1. Spätestens am 31. Dezember 2024 
legt die Kommission einen Bericht über 
die Halbzeitbewertung der Durchführung 
dieser Verordnung vor. Der Schwerpunkt 
des Berichts, der den Zeitraum vom 
1. Januar 2021 bis 30. Juni 2024 abdeckt, 
liegt auf der Beurteilung der 
Verwirklichung der Ziele dieser 
Verordnung anhand von Indikatoren, mit 
denen die erzielten Ergebnisse und die 
Wirksamkeit aller durch dieses 
Instrument abgedeckten Instrumente, 
darunter auch der Europäische Fonds für 
nachhaltige Entwicklung plus und die 
Garantie für Außenmaßnahmen, bewertet 
werden. In dem Bericht wird zudem auf 
den Mehrwert, den Spielraum für 
Vereinfachungen, die Komplementarität 
und die Synergien zwischen den 
Instrumenten gemäß dieser Verordnung, 
die anhaltende Bedeutung aller Ziele und 
den Beitrag der Maßnahmen zu einem 
bestätigen auswärtigen Handeln der 
Union eingegangen. Darüber hinaus 



AD\1171763DE.docx 31/35 PE626.927v03-00

DE

enthält er Informationen über die 
Hebelwirkung, die mit den Investitionen 
erzielt wird, die durch den Europäischen 
Fonds für nachhaltige Entwicklung plus 
abgedeckt sind.

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 32 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Evaluierungen erfolgen
gegebenenfalls anhand der vom 
Entwicklungshilfeausschuss der 
Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
festgelegten Grundsätze für bewährte 
Verfahren; dabei wird gegebenenfalls 
angestrebt, sich zu vergewissern, ob die 
Ziele erreicht worden sind, und 
Empfehlungen für die Verbesserung 
künftiger Maßnahmen zu formulieren.

Der Bericht über die Halbzeitbewertung 
gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 wird dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
übermittelt und erforderlichenfalls 
zusammen mit Legislativvorschlägen 
vorgelegt, mit denen notwendige 
Änderungen dieser Verordnung 
eingeführt werden.

Die Evaluierungen erfolgen ebenfalls
anhand der vom 
Entwicklungshilfeausschuss der 
Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
festgelegten Grundsätze für bewährte 
Verfahren; dabei wird angestrebt, sich zu 
vergewissern, ob die Ziele erreicht worden 
sind, und Empfehlungen für die 
Verbesserung künftiger Maßnahmen zu 
formulieren.

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Information, Kommunikation und 
Öffentlichkeitsarbeit

Transparenz, Kommunikation und 
Offenlegung von Informationen



PE626.927v03-00 32/35 AD\1171763DE.docx

DE

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Kommission veröffentlicht auf 
ihrer Website Informationen über 
Finanzierungen und Investitionen sowie 
über die wesentlichen Aspekte aller 
EFSD+-Garantievereinbarungen, unter 
anderem Informationen über die 
Rechtspersönlichkeit der förderfähigen 
Gegenparteien, den erwarteten Nutzen für 
die Entwicklung und die 
Beschwerdeverfahren, und trägt dabei 
dem Schutz vertraulicher und 
wirtschaftlich sensibler Informationen 
Rechnung.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Die förderfähigen EFSD+-
Gegenparteien machen gemäß ihren 
Transparenzgrundsätzen und den 
Vorschriften der Union zum Datenschutz 
und zum Zugang zu Dokumenten und 
Informationen auf ihren Websites 
Informationen über sämtliche durch die 
Garantie für Außenmaßnahmen 
abgedeckten Finanzierungen und 
Investitionen proaktiv und systematisch 
öffentlich zugänglich, insbesondere 
Informationen darüber, wie diese 
Maßnahmen zur Erreichung der Ziele 
und Anforderungen dieser Verordnung 
beitragen. Nach Möglichkeit werden diese 
Informationen auf Projektebene 
aufgeschlüsselt. Im Rahmen dieser 
Informationen wird stets dem Schutz 
vertraulicher und wirtschaftlich sensibler 
Informationen Rechnung getragen. Die 
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förderfähigen Gegenparteien weisen bei 
allen von ihnen veröffentlichten 
Informationen über die Finanzierungen 
und Investitionen, die gemäß dieser 
Verordnung durch die Garantie für 
Außenmaßnahmen abgedeckt werden, 
zudem auf die Unterstützung der Union 
hin.
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